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Kurz kommentiert

nanzierung der Europäischen Investitionsbank bereits An-
leihen ausgegeben. Jetzt ist allerdings vorgesehen, auch 
die nicht rückzahlbaren Transfers im Umfang von rund 384 
Mrd. Euro durch Verschuldung zu fi nanzieren. 

Mit Ausnahme des EU-Parlaments, das in den Hintergrund 
gedrängt wird, schafft das NGEU-Paket scheinbar nur Ge-
winner. Die aktuelle EU-Kommission kann über einen enor-
men Mittelzuwachs verfügen, die Mitgliedsländer werden 
umfangreiche Finanzhilfen erhalten, die überwiegend nicht 
zurückgezahlt werden müssen, und die Beiträge zum EU-
Haushalt bleiben innerhalb der kommenden sieben Jahre 
unberührt. Möglicherweise bleiben auch die Steuerzahler 
zunächst verschont. Die Vorstellung, dass Finanzhilfen in 
dieser Größenordnung nicht auch massive Belastungen 
mit sich bringen, ist aber eine Illusion. 

Natürlich werden die Mitgliedsländer höhere Beiträge 
leisten müssen und die Steuerzahler in die Pfl icht neh-
men. Länder mit schwachen Wirtschaftszahlen erhalten 
nur vorübergehend höhere Transfers – die strukturellen 
Finanzprobleme sind damit nicht gelöst. Die Verteilungs-
konfl ikte werden durch den Einstieg in die Transferunion 
an Bedeutung gewinnen und der Fokus der Mitgliedslän-
der auf die Nettosalden wird befeuert. Zwar wird von poli-
tischer Seite gern betont, dass die Bereitstellung von Kri-
senhilfen in der Pandemie als ein Zeichen der Solidarität 
die EU stärkt. Allerdings verteilt das NGEU-Paket Finanz-
mittel überwiegend nicht nach der Betroffenheit von der 
Pandemie, sondern nach wirtschaftlichen Eckdaten aus 
der Zeit vor der aktuellen Krise. 

Dass das NGEU-Paket durch Anleihen und nicht durch 
Eigenmittel fi nanziert wird, zeigt in erster Linie, dass die 
EU ein ungelöstes Finanzierungsproblem hat. Hierin einen 
„Hamiltonian Moment“, eine fundamentale Änderung der 
Rahmenbedingungen der EU hin zur Errichtung einer zen-
tralen staatlichen Ebene in Europa zu sehen, wäre grund-
falsch. Die von Alexander Hamilton 1790 betriebene Nati-
onalisierung der Staatsschulden der US-Bundesstaaten 
ging mit einer Übertragung der wichtigsten Steuerquelle 
auf die Zentralregierung einher. Die EU wird aber weiter-
hin durch Beiträge und nicht aus Steuerquellen fi nanziert.  

Möglicherweise wird der Zusammenhalt der EU der 27 ne-
ben dem 750 Mrd. Euro teuren Solidaritätssignal aber auch 
dadurch gestärkt, dass die Austrittskosten eines Mitglieds-
landes aus der EU steigen: in der „Exit Bill“, die einem künf-
tig aussteigenden Mitgliedsland präsentiert würde, dürfte 
die anteilige Schuldenlast mit aufgenommen werden. 
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EU-Sondergipfel

Union auf Pump

Die Beschlüsse des Sondergipfels des Europäischen Ra-
tes vom Juli 2020 sind verschiedentlich als „historisch“ 
bezeichnet worden. In der Tat sind Umfang der bereitge-
stellten Mittel und Art der Finanzierung außerordentlich. 
Allerdings werden Superlative in Europa gern bemüht. So 
sollten die Beschlüsse des Lissabon-Gipfels vor 20 Jah-
ren dazu führen, Europa zum „wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten Wirtschaftsraum in der Welt“ werden zu 
lassen. Im Dezember 2019 sollte der „Green Deal“, Euro-
pas „Mann-auf-dem-Mond-Moment“ herbeiführen. Wie 
sind die Beschlüsse also zu bewerten?

Zwei Sachverhalte sind zu unterscheiden: erstens die Be-
schlüsse zum EU-Haushalt für die Budgetperiode 2021 
bis 2027, zweitens die Beschlüsse über Krisenhilfen. Das 
EU-Budget sah in der auslaufenden Budgetperiode ein 
Volumen von 960 Mrd. Euro vor. Dies entsprach bei den 
Verhandlungen 2013 in der Erwartung etwa 1 % des Brut-
tonationaleinkommens (BNE) der EU der 28. Der neue 
Haushalt soll nun mit 1.074 Mrd. Euro ausgestattet wer-
den – nach Brüsseler Berechnungsweise etwa 1,05 % des 
BNE der EU der 27. So konnte die EU zumindest teilweise 
den Budgeteinbruch wegen ihres Bedeutungsverlustes 
im Zuge des „Brexit“ abwehren. Inhaltlich machen Agrar-
politik und Strukturhilfen wie schon in der Vergangenheit 
rund zwei Drittel des Budgets aus. Es bleibt also dabei, 
dass der Brüsseler Haushalt das Subsidiaritätsprinzip 
verletzt und eben nur am Rande Güter und Dienste fi nan-
ziert, die einen echten europäischen Mehrwert entfalten. 

Außergewöhnlich an den Beschlüssen sind die Krisenhil-
fen im Rahmen des Sonderpakets „Next Generation EU“ 
(NGEU), das ein Volumen von 750 Mrd. Euro umfasst. Der 
größte Einzelposten in diesem Paket (672 Mrd. Euro) sind 
Transfers und Darlehen für die Bekämpfung der Folgen 
der COVID-19-Pandemie. Die Verteilung der Mittel soll zu 
70% nach wirtschaftlichen Leistungsindikatoren erfolgen 
– dem BIP pro Kopf des Jahres 2019 und der Arbeitslo-
sigkeit in den Jahren 2015 bis 2019. Nur für die verbleiben-
den 30 % ist teilweise eine Berücksichtigung der Stärke 
des aktuellen wirtschaftlichen Einbruchs vorgesehen. Neu 
am NGEU-Paket ist neben der Entscheidung für Transfers 
auch die Finanzierung. Sie soll nicht wie beim Haushalt aus 
den laufenden EU-Eigenmitteln erfolgen, sondern durch 
die Ausgabe von Anleihen. Zwar hat die EU z. B. zur Fi-
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